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für die Mitglieder 
des Haushalts- und Finanzausschusses 

für die Mitglieder 
des Unterausschusses Landesbetriebe und Sondervermögen 

Sondersitzung des Haushalts- und Finanzausschusses sowie des 
Unterausschusses Landesbetriebe und Sondervermögen am 
04.02.2026 
Schriftlicher Nachbericht zum Tagesordnungspunkt 
,,Vorgänge im Zusammenhang mit Mietforderungen, Sanierungs­
maßnahmen und Finanzierungsabsprachen des Bau- und Liegen­
schaftsbetriebs Nordrhein-Westfalen im Bereich landeseigener Po­
lizeiliegenschaften" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses so­

wie des Unterausschusses Landesbetriebe und Sondervermögen des 

Landtags übersende ich den schriftlichen Nachbericht zum Tagesord­

nungspunkt „Vorgänge im Zusammenhang mit Mietforderungen, Sanie­

rungsmaßnahmen und Finanzierungsabsprachen des Bau- und Liegen­

schaftsbetriebs Nordrhein-Westfalen im Bereich landeseigener Polizeilie­

genschaften". 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

W-lf>//TlC~ 
Wißmann 

Aktenzeichen 

(bei Antwort bitte angeben) 

Telefon 0211 871-

Telefax 0211 871-

Dienstgebäude: 

Friedrichstr. 62-80 

40217 Düsseldorf 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 129 

40217 Düsseldorf 

Telefon 0211 871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@im.nrw.de 

www.im.nrw 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 732, 736, 835, 

836,U71,U72, U73, U83 

Haltestelle: Kirchplatz 



Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Schriftlicher Nachbericht 

des Ministeriums des Innern 

zu der Sondersitzung des Haushalts- und Finanzausschusses so­

wie des Unterausschusses Landesbetriebe und Sondervermögen 

am 04.02.2026 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Vorgänge im Zusammenhang mit Mietforderungen, Sanierungs­

maßnahmen und Finanzierungsabsprachen des Bau- und Liegen­

schaftsbetriebs Nordrhein-Westfalen im Bereich landeseigener Po­

lizeiliegenschaften" 

Auf Nachfrage des Abgeordneten Witzel der Fraktion der FDP wurde 

zugesagt, zu prüfen, ob und inwieweit weitere Informationen zum in Rede 

stehenden Verfahren aus dem Bereich der Innenrevision des Ministeri­

ums des Innern mitgeteilt werden können. 

Hierzu übersende ich die zugesagten weiteren Informationen der Innen­

revision des Ministeriums des Innern: 

„Im Dezember 2025 sind an die interne Meldestelle im Geschäftsbereich 

des Ministeriums des Innern nach dem Hinweisgeberschutzgesetz (im 

Folgenden: Interne Meldestelle) Hinweise auf Rechtsverstöße im Zusam­

menhang mit dem Verwaltungsverfahren einer Polizeiliegenschaft in 

Wuppertal herangetragen worden. Daneben wurden der Innenrevision 

des Ministeriums des Innern Unterlagen zum vorgenannten Verfahren mit 

der Bitte um Prüfung und Unterbreitung eines Vorschlags zum weiteren 

Vorgehen vorgelegt. 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Aufgrund des Inhalts des Vorbringens und des Umfangs der übermittelten 

Unterlagen hat zunächst die interne Meldestelle die Prüfung übernom­

men. 

Die interne Meldestelle hat nach § 13 des Hinweisgeberschutzgesetzes 

(im Folgenden: HinSchG) neben dem Betreiben von Meldekanälen für in­

terne Meldungen (§ 16 HinSchG) die Aufgabe, das Verfahren nach § 17 

HinSchG zu führen und Folgemaßnahmen nach § 18 HinSchG zu ergrei­

fen. 

Dabei kann bzw. muss die Meldestelle, soweit erforderlich, weitere Infor­

mationen einholen und kann sich zu diesem Zweck unter Wahrung der 

Vertraulichkeit auch an andere Behörden wenden und diese um eine Ein­

schätzung bitten. 

Im vorliegenden Fall hat sich die interne Meldestelle im Rahmen ihrer 

Prüfungen vertraulich und ohne Benennung personenbezogener Daten 

an eine zuständige Polizeibehörde gewandt und erfahren, dass zu dem 

vorgenannten liegenschaftlichen Verfahren dort bereits eine anonyme 

Anzeige eingegangen sei, für die der Anfangsverdacht einer Straftat nicht 

habe ausgeschlossen werden können. Daher sei diese Anzeige an die 

zuständige Strafverfolgungsbehörde zur weiteren Befassung weitergelei­

tet worden. Zudem wurde durch die zuständige Polizeibehörde angeregt, 

den bei der internen Meldestelle offensichtlich sachgleich vorliegenden 

Vorgang ebenfalls der zuständigen Strafverfolgungsbehörde weiterzulei­

ten. 

Die interne Meldestelle hat hiernach mit dem - nach § 9 Abs. 3 HinSchG 

erforderlichen - Einverständnis der hinweisgebenden Person als „Folge­

maßnahme" gemäß § 18 Nr. 4 lit. b HinSchG das Verfahren nebst Unter-
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

lagen an die zuständige Strafverfolgungsbehörde zwecks weiterer Unter­

suchungen abgegeben. Das Verfahren ist damit für die interne Melde­

stelle abgeschlossen. Die Prüfung, ob die gemeldeten Verstöße begrün­

det sind, obliegt ausschließlich der zuständigen Strafverfolgungsbehörde. 

Die Innenrevision des Ministeriums des Innern hat nach der „Richtlinie 

für die Innenrevisionen mit korruptionspräventiver Zielsetzung im Ge­

schäftsbereich des für Inneres zuständigen Ministeriums des Landes 

Nordrhein-Westfalen" (Runderlass des Ministeriums des Innern vom 

30.10.2023, MBI. NRW. 2023 S. 1280) neben Prüfungen und Schwach­

stellenanalysen der Ablauforganisation in korruptionsgefährdeten und be­

sonders korruptionsgefährdeten Bereichen vorschriftswidriges Handeln 

oder Unterlassen aufzudecken und bei begründetem Anfangsverdacht ei­

ner strafbaren Handlung der betreffenden öffentlichen Stelle zu empfeh­

len, die Strafverfolgungsbehörden einzuschalten. Aufgrund des Um­

stands, dass die Innenrevision Kenntnis davon erlangt hat, dass die in­

terne Meldestelle der zuständigen Strafverfolgungsbehörde vorliegend 

die Hinweise und Unterlagen der hinweisgebenden Person zwecks wei­

terer Untersuchungen abgegeben hat, hat die Innenrevision von weiteren 

eigenen Prüfungen in diesem Bereich abgesehen und dies dokumentiert. 

Der von der Innenrevision angefertigte Aktenvermerk enthält darüber hin­

aus allgemeine Hinweise und Empfehlungen im Hinblick auf Wirtschaft­

lichkeitsbetrachtungen. 

Im Übrigen gilt für die interne Meldestelle und die Innenrevision jeweils 

ein zu beachtendes striktes Vertraulichkeitsgebot." 
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